Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 887 


Antrag 

der Abgeordneten Sdimidt (Bayern) und Genossen 


betr. : Ermäßigung oder Erlassung der 
Grunderwerbsteuer. 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, dafür Sorge zu tragen, 
daß die Grunderwerbsteuer nicht erhoben wird bei Käufen von 
Grundbesitz für Siedhingszwecke oder zum Zwecke des sozialen 
Wohnungsbaues sowie zum Aufbau von Flüchtlings-Industrien. 

Bei Übergabe vertragen von kleinen Anwesen bis zu einem 
Einheitswert von DM 7000. — sollen nur die staatlichen Sätze 
berechnet werden. Zuschläge von Kreisen und anderen Seiten 
sollen nicht mehr erhoben werden dürfen. 


Bonn, den 27. April 1950 


Schmidt (Bayern) Reindl 
Wallner Pasdiek 

Dr. Glasmeyer Dr. Ott 

Goetzendorff 


I>nfflad 

Sdiuster 

Dr. Leuchtgens 


Drude: Peter Meier, Buisdorf-Siefburg 
Allein-Vcrtrieb: Dr. Hana Heger, Andernada, Breite Str. 
ttud Wieebuden, Nietz»che«tr. I 



